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Bezug: Vorlage 364/2016; Vorlage 42/2017

Anlagen: 0

Zusammenfassung:

Das Tiibinger Integrationskonzept aus dem Jahr 2010 wird aktualisiert und fortgeschrieben, insbe-
sondere auch im Hinblick auf die Integration von neu zugewanderten, gefllichteten Menschen. Eines
von neun Handlungsfeldern, die fortgeschrieben werden sollen ist das Handlungsfeld Partizipation.
Dieses wird im Integrationskonzept im Zeitraum 2018-2020 unter drei Aspekten behandelt werden:

e Unter dem Aspekt diversitatssensibler Beteiligungsverfahren in Nachbarschafts- und Quartiers-
entwicklung. Ziel ist es, zur Akzeptanz von Anschlussunterbringungen im Quartier und zu respekt-
vollen und gelingenden nachbarschaftlichen Beziehungen beizutragen.

e Unter dem Aspekt der Férderung von partizipativen Integrationsprojekten. Ziel ist es, Projektfor-
derung so zu gestalten, dass gefliichtete Menschen nicht nur als Zielgruppe, sondern auch als Pro-
jektakteure und Projektverantwortliche angesprochen werden.

e Unter dem Aspekt politischer Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund. Ziel ist es,
mit Migrantinnen und Migranten liber Wege und Maglichkeiten der politischen Beteiligung ins
Gesprach zu kommen und zu motivieren, von demokratischen Rechten Gebrauch zu machen.

Ziel:

Information zur Fortschreibung des Handlungsfelds , Partizipation” im Tlibinger Integrationskonzept.



Bericht:

Anlass / Problemstellung

Das Tubinger Integrationskonzept aus dem Jahr 2010 wird aktualisiert und fortgeschrieben,
insbesondere auch im Hinblick auf die Integration von neu zugewanderten, gefliichteten
Menschen. Im Rahmen des Projekts ,,Ankommen in Deutschland - Kommunale Fliichtlings-
politik aus einer Hand“, welches die Stadt gemeinsam mit der Bertelsmann-Stiftung
2016/2017 durchfiihrte, wurde ein Initiativkreis bestehend aus Vertreterinnen und Vertre-
ter von Verwaltung, Gemeinderat, Integrationsrat, internationalen Vereinen, freien Tra-
gern, Kirchen, Unterstlitzerkreisen fiir gefllichtete Menschen gebildet. Dieser hat neun
Handlungsfelder zur Fortschreibung des Integrationskonzepts identifiziert, wovon drei Im
Rahmen des Bertelsmann-Projekts bearbeitet werden sollten:

a) Freiwilliges Engagement in der Fliichtlingsarbeit
b) Gleichberechtigung von Mann und Frau
c) Partizipation / Beteiligung

Sachstand

Ergebnisse des Bertelsmann-Projekts waren:

a) Fir das freiwillige Engagement in der Flichtlingsarbeit wurde ein Konzept zur Férderung
des Engagements in selbstorganisierten Unterstiitzerkreisen erarbeitet, der Offentlich-
keit vorgestellt und im Haushalt mit Fordermitteln ausgestattet.

b) Das Handlungsfeld Gleichberechtigung von Mann und Frau wird im lokalen Aktionsplan
Gleichstellung von Méannern und Frauen bearbeitet werden (EU-Charta).

c) Die Fortschreibung des Handlungsfelds Partizipation wird im Folgenden vorgestellt.

Partizipation im Sinne von Teilhabe und Beteiligung ist ein Grundsatz Tiibinger Kommunal-
politik, der im Prozess der Fortschreibung des Integrationskonzepts handlungsleitend ist.
Ziel ist es, Menschen mit Flucht- und Migrationshintergrund Zugang zu den grundlegenden
stadtischen Einrichtungen und Dienstleistungen zu ermdoglichen. Mit welchen MaBnahmen
die Stadt Teilhabe ermoglichen und férdern will, wird fiir die Handlungsfelder Bildungs- und
Sprachférderung, Ausbildung und Arbeit, Gesundheit und Sportférderung, Kultur und Be-
gegnung in zuklnftigen Workshops unter Beteiligung der relevanten Akteure ausgearbeitet
und beschrieben werden.

Partizipieren meint dabei sein, mitreden, mitmachen, mitbestimmen. Menschen, die hier
wohnen und leben sollen sich als Teil des Gemeinwesens, der (Stadt-)Gesellschaft wahr-
nehmen, als Tlbingerinnen und Tlbinger, die das eigene Leben und Lebensumfeld z. B. in
Hausgemeinschaft, Nachbarschaft, Quartier, Kommune aktiv gestalten oder mitgestalten.
Flr die Stadt ergibt sich daraus die Aufgabe, mit addquaten MaRnahmen das soziale und
kulturelle Engagement zu férdern und die Stadtbevolkerung mit geeigneten Verfahren an
kommunalpolitischen Entscheidungsprozessen zu beteiligen (vgl. Konzept fiir Birgerbeteili-

gung).

Bei der Fortschreibung des Integrationskonzepts ist der Stadt sowohl im Planungs- als auch
im Umsetzungsprozess eine breite Beteiligung der Offentlichkeit wichtig. Bei der Erarbei-
tung von adaquaten Strategien und Schlisselprojekten zur Forderung der gesellschaftlichen
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Teilhabe von geflliichteten Menschen miissen diese ihre Erfahrungen, Bedirfnisse und Vor-
stellungen in den Planungsprozess einbringen kdnnen.

Bei der Identifikation von Handlungsfeldern fiir die Fortschreibung des Integrationskon-
zepts waren haupt- und ehrenamtlich Engagierte beteiligt, die direkte Kontakte zu gefliich-
teten Menschen haben. Dariiber hinaus wurden Integrationskursteilnehmerinnen und -
teilnehmer von Inf6 e.V. am Fortschreibungsprozess beteiligt. Sie setzten sich mit der Frage
auseinander, wie sie sich ihr Leben in Deutschland zukiinftig vorstellen, wo sie heute stehen
und wo sie sich in flinf Jahren sehen. Die Ergebnisse des Workshops wurden am internatio-
nalen Frauentag (8.3.2018) einer breiteren Offentlichkeit prisentiert. Die Teilnehmenden
brachten zum Ausdruck, dass sie sich Kontakte zur deutschen Bevélkerung wiinschen
und diese fiir sehr wichtig halten - nicht nur, damit sie die deutsche Sprache besser ler-
nen, sondern auch, damit sie sich in Tlbingen zuhause fiihlen kénnen.

Partizipation als eigenstandiges Handlungsfeld wird im Integrationskonzept zukinftig unter
drei Aspekten behandelt werden:

e Unter dem Aspekt diversitatssensibler Beteiligungsverfahren in Nachbarschafts- und
Quartiersentwicklung. Ziel ist es, zur Akzeptanz von Anschlussunterbringungen im Quar-
tier und zu respektvollen und gelingenden nachbarschaftlichen Beziehungen beizutra-
gen.

e Unter dem Aspekt der Forderung von partizipativen Integrationsprojekten. Ziel ist es,
Projektférderung so zu gestalten, dass gefliichtete Menschen nicht nur als Zielgruppe,
sondern auch als Projektakteure und Projektverantwortliche angesprochen werden.

e Unter dem Aspekt politischer Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund. Ziel
ist es, iber Wege und Moglichkeiten der politischen Beteiligung ins Gesprach zu kom-
men und zu motivieren, von demokratischen Rechten Gebrauch zu machen.

Vorgehen der Verwaltung

In Abstimmung mit der Arbeitsgruppe des Initiativkreises und dem Integrationsrat wurden
fir das Handlungsfeld Partizipation von 2018-2020 folgende Projekte als Schliisselprojekte
benannt:

Schlisselprojekt 1: Nachbarschaft und Vielfalt

Mit der ErschlieBung von Standorten und dem Bau von Unterkiinften fir gefliichtete Men-
schen in der Stadt geht die Aufgabe einher, gute Rahmenbedingungen fir das Miteinander
in Nachbarschaft und Quartier zu schaffen. Der Bau und der Bezug von Wohngeb&uden fir
gefliichtete Menschen bedeutet Verdnderung: Veranderung flr das Quartier und seine
eingesessenen Bewohnerinnen und Bewohner sowie Veranderung fiir die gefllichteten
Nachbarinnen und Nachbarn, die sich in einer neuen Umgebung, einer neuen Sprache und
Kultur orientieren und zurechtfinden miissen. Manche alten und neuen Nachbarinnen und
Nachbarn begegnen diesen Veranderungen mit Interesse und Offenheit, andere eher mit
Skepsis, manche mit Ablehnung. Das dezernatsibergreifende Projekt ,,Nachbarschaft und
Vielfalt” erprobt in diesem Zusammenhang Beteiligungsverfahren, welche der neuen Viel-
falt im Quartier gerecht werden sollen. Ziel ist es, alte und neue Bewohnerinnen und Be-
wohner dafiir zu gewinnen, sich aktiv mit den Veranderungen im Quartier auseinanderzu-
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setzen und konkrete Projekte auf den Weg zu bringen, die ein gutes und vertragliches
nachbarschaftliches Miteinanderleben im Quartier férdern. Die Projekte kdnnen soziale und
interkulturelle Aspekte des Zusammenlebens oder die gemeinsame Gestaltung und Nut-
zung von (neuen) Sozialrdumen oder Freiflaichen rund um die neu entstandenen Gebaude
zum Gegenstand haben. Die Stadt hat im Projekt die Aufgabe, den Beteiligungsprozess in
Form von Nachbarschaftsgesprdachen und Quartiersworkshops zu initiieren, zu organisieren
und unter Einbezug von externer Expertise zu moderieren und zu begleiten. Sie ist im Pro-
jekt Ansprechpartnerin fiir alle verwaltungsrelevanten Fragen und Anliegen der Quartier-
bewohnerinnen und -bewohner. Wenn maglich verbindet sie Vorhaben, die sich aus den
Nachbarschaftsgesprachen und Quartiersworkshops entwickeln, mit bestehenden Struktu-
ren und Netzwerken im Quartier. Bei Bedarf wird sie konkrete Projekte zur Forderung des
Miteinanderlebens in Vielfalt im Quartier bezuschussen.

Das Projekt wird in den Quartieren rund um die neu entstehenden Wohnstandorte fiir ge-
flichtete Menschen am Hechinger Eck, am Heuberger Tor und Horemer, in der Briicken-
straBe(s. https://www.tuebingen.de/19359.html#/19644) und bei Bedarf an weiteren
Standorten mit gréBeren Anschlussunterbringungen wie beispielsweise in der Ludwig-
Krapf-StralRe durchgefiihrt.

Die Finanzierung erfolgt mit Fordergeldern von Bund und Land und aus Projektmitteln zur
Integration von gefliichteten Menschen (Haushaltsstellen 1.4982.5751.000).

Schlisselprojekt 2: Forderung des freiwilligen Engagements von gefliichteten Menschen

Die Stadt stellt in den Haushaltsstellen 1.4982.5751.000 (Projektmittel) und
1.4982.5752.000 (Projektmittel Forderung selbstorganisierte Unterstitzerkreise) Forder-
mittel flr Projekte zur Integration von geflliichteten Menschen und fiir das Engagement der
selbstorganisierten Unterstiitzerkreise fiir gefllichtete Menschen zur Verfligung. Bislang
werden gefliichtete Menschen in den Forderrichtlinien eher als Zielgruppe, denn als Subjek-
te freiwilligen Engagements betrachtet. In den Forderrichtlinien soll deshalb zukiinftig der
Aspekt , Teilhabe durch Engagement von gefliichteten Menschen” starker beriicksichtigt
werden. Da Gefllichtete oft keine Erfahrungen mit birgerschaftlichem Engagement im hie-
sigen Sinne aus ihren Herkunftsregionen mitbringen, gilt es, partizipative Projekte zu befor-
dern und zu fordern: Projekte also, die von oder mit Beteiligung von Gefllichteten geplant
und umgesetzt werden; Projekte welche gefliichtete Menschen gezielt als (potenzielle) En-
gagierte ansprechen, sie Uber Ziele, Chancen und Moglichkeiten des freiwilligen Engage-
ments aufklaren und entsprechende Fortbildungen anbieten.

Damit gefliichtete Menschen sich als potenzielle Antragstellerinnen und Antragsteller ange-
sprochen fuhlen und dem Projektaufruf leichter folgen kénnen, sollen die Forderrichtlinien
und Antragsformulare entsprechend tberarbeitet und zukiinftig auch in leichter Sprache
und in Englisch abgerufen werden kénnen.

Dieses Schliisselprojekt bezieht sich insbesondere auf die Starkung des Engagements von
gefliichteten Menschen. Selbstverstandlich bleibt aber auch die Forderung des biirger-
schaftlichen Engagements von Menschen mit Migrationshintergrund und Migrantenselbst-
organisationen Ziel des Integrationskonzepts.


https://www.tuebingen.de/19359.html#/19644
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Schlisselprojekt 3: Politische Beteiligung von Menschen mit Migrationshintergrund

Tubingerinnen und Tubinger — ob alteingesessen oder zugewandert — sollen sich in ihrer
Stadt wohlfiihlen und sich mit ihr identifizieren kénnen. Hier in ihrer Stadt, wo sie wohnen,
leben, arbeiten, wo ihre Kinder zur Schule gehen, wo sie sich eine Existenz aufbauen oder
wo sie alt werden, ist ihre Beteiligung an kommunalpolitischer Meinungs- und Willensbil-
dung wichtig. Alle sollen gleichberechtigt mitreden, sich einmischen, mitgestalten und sich
damit letztendlich fir das Gemeinwesen mitverantwortlich fihlen.

Ein zentrales Instrument politischer Beteiligung ist das aktive und passive Wahlrecht. Dieses
ist auf Bundes-, Landesebene deutschen und auf kommunaler Ebene deutschen und EU-
Staatsbiirgerinnen und Staatsblirgern vorbehalten. Tiibingerinnen und Tiibinger ohne
deutschen bzw. EU-Pass konnen auf die kommunalpolitische Willensbildung mittelbar (iber
den Integrationsrat Einfluss nehmen.
http://www.tuebingen.de/verwaltung/uploads/geschaeftsordnung_integrationsrat.pdf

Vor der Bundestagswahl 2017 haben sich Stadt und Integrationsrat mit diversen MaRnah-
men der politischen Bildung am Projekt ,Vote D!“ der Bundesregierung beteiligt. Ziel des
bundesweiten Projekts war es, Deutsche mit Migrationshintergrund zu motivieren, an der
Bundestagswahl teilzunehmen.

Ergebnisse der Wahlforschung weisen nach, dass sich Wahlberechtigte mit Migrationshin-
tergrund weniger als der Bevolkerungsdurchschnitt an Wahlen beteiligen. Erfahrungen im
,Vote D!“-Projekt zeigten, dass sich viele von der Politik nicht angesprochen und wahrge-
nommen fiihlen. Mitglieder des Integrationsrats wollen auf die im Projekt Vote D! erprob-
ten, niedrigschwelligen und aufsuchende Ansétze der politischen Bildungsarbeit aufbauen
und Migrantinnen und Migranten fiir ihre kommunalpolitischen Teilhaberechte sensibilisie-
ren.

Das Projekt Vote T! wird aus dem Budget der Stabstelle Gleichstellung und Integration fi-
nanziert.

Losungsvarianten

keine

Finanzielle Auswirkungen

Die Mittel fur die Umsetzung der Projekte sind im Haushalt 2018 eingestellt und sollen fir
den Entwurf des Haushalts 2019 angemeldet werden: HHSt.1.4982.5751.000 (Projektmittel)
und HHst.: 1.6200.5752.000 (Projekt Nachbarschaft und Vielfalt)


http://www.tuebingen.de/verwaltung/uploads/geschaeftsordnung_integrationsrat.pdf

	OLE_LINK1
	OLE_LINK2
	OLE_LINK3
	Anlage
	Beratungsfolge
	Typ
	SMC_BM_VOTEXT5
	SMC_BM_VOTEXT6
	Sachverhalt
	Beschlußvorschlag
	FAuswirkung

